
pelbelastung der Endverbraucher, wenn der
Urheber von dem Werkvermittler eine ge-
sonderte Urheberrechtsvergütung für die
Kabelweitersendung erhält, die neben die
Vergütung für das allgemeine Senderecht
tritt. Diese gesonderte Vergütung müssten
zwar zunächst die Unternehmen bezahlen.
Letztlich würden die Kosten jedoch dem
Endverbraucher über die Rundfunkgebühr
bzw. (bei privaten Rundfunkprogrammen)
mittelbar über die anteilig auf die Produkt-
preise aufgeteilten Werbeaufwendungen
auferlegt werden. Dieses Ergebnis wird ver-
mieden, wenn man den Tatbestand des Sen-
derechts nach § 20 UrhG im Falle der Kabel-
weiterleitung im ursprünglichen „Versor-
gungsbereich“ des Rundfunkunternehmens
einschränkt. Hierfür bieten sich zwei Ansät-
ze an (S. 29ff.): entweder eine teleologische
Reduktion oder der Rückgriff auf den im Be-
reich der Kabelweitersendung freilich über-
aus umstrittenen Erschöpfungsgrundsatz.
Gounalakis/Mand lassen letztlich offen, wel-
chem Weg sie hierbei folgen. In jedem Falle
fällt die zeitgleiche und unveränderte Kabel-
weiterleitung innerhalb des Versorgungsbe-
reichs des Ursprungssendeunternehmens
nicht unter § 20 b UrhG, so dass insoweit kei-
ne zusätzliche Vergütung für die Urheber
und sonstigen Leistungsschutzberechtigten
anfällt.

deutlich wird, dass sich die Deutsche Tele-
kom AG als wichtiger Kabelnetzbetreiber ge-
genüber den Sendeunternehmen verpflichtet
hat, die ausschließlich über Satellit ausge-
strahlten Programme über ihr Kabelnetz
weiterzuleiten. Die Deutsche Telekom AG er-
bringt damit eine Dienstleistung für die Sen-
deunternehmen. Diese erhalten insoweit
auch keine Vergütung für die Weiterübertra-
gung. Den Regelungen im Kabelglobalver-
trag für die terrestrisch empfangbaren Pro-
gramme liegt hingegen das „Vermarktungs-
modell“ zugrunde, weil die Kabelbetreiber
lediglich das Recht zur Weiterübertragung
erworben, nicht jedoch eine Verpflichtung
dazu übernommen haben. Dementspre-
chend zahlen sie an die Sendeunternehmen
eine Vergütung.

III. Vor diesem Hintergrund befasst sich die
Arbeit in Teil drei mit der Zuordnung der
Kabelweitersendung zu den urheberrechtli-
chen Verwertungstatbeständen (S. 23–33).
Zunächst ruft sie die Unterscheidung in pri-
märe Kabelsendung, die hier interessierende
Kabelweiterleitung und die modifizierte Ka-
belweiterübertragung in Erinnerung. Primä-
re Kabelsendungen sind Programme, die
erstmalig per Kabel übertragen werden. Die
Kabelweitersendung wird in § 20 b Abs. 1
UrhG als zeitgleiche, unveränderte und voll-
ständige Weiterübertragung von Program-
men durch Kabel- oder Mikrowellensysteme
verstanden. Wesentlich ist, dass die Kabel-
weitersendung eine Erstsendung voraus-
setzt. Die modifizierte Kabelweiterübertra-
gung bezeichnet die zeitversetzte, verkürzte
oder inhaltlich veränderte Weiterleitung ei-
nes bereits gesendeten fremden Rundfunk-
programms. Primäre Kabelsendungen sind
unstreitig Sendungen durch Kabelfunk nach
§ 20 UrhG. Hinsichtlich der urheberrechtli-
chen Einordnung der Kabelweitersendung
ist umstritten, ob diese neben § 20 b UrhG
auch unter das Senderecht aus § 20 UrhG zu
subsumieren ist. Im Ausgangspunkt spricht
nichts dagegen, einen Verwertungsvorgang
unter mehrere Nutzungsrechte zu fassen.
Freilich droht bei mehrfacher Zuordnung
der zeitgleichen, vollständigen und unver-
änderten Kabelweiterübertragung eine Dop-
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Beck. 25,00 Euro, 131 Seiten.

I. Die in §§ 20 b, 87 UrhG nur unvollständig
geregelte Kabelweiterleitung wirft zahlrei-
che urheberrechtliche Probleme auf. Im Mit-
telpunkt steht dabei das Rechtsverhältnis
zwischen den Sendeunternehmen und den
Kabelnetzbetreibern. Insbesondere die Fra-
ge, ob und in welcher Höhe die Kabelunter-
nehmen zur Zahlung besonderer Vergütun-
gen verpflichtet sind, wird überaus kontro-
vers gesehen. Die Problematik steht im Mit-
telpunkt des Werkes, das sich darüber hinaus
auch mit allgemeinen urheberrechtlichen
Fragen der Kabelweiterleitung befasst. Be-
sondere Beachtung verdient es wegen der
eingehenden Darstellung der zwischen den
Sendeunternehmen und den Kabelnetzbe-
treibern geschlossenen Verträge. Das Buch
ist in fünf Teile gegliedert. Im ersten Teil wird
die vertragliche Beziehung zwischen den
Sendeunternehmen und den Kabelbetrei-
bern dargestellt, die im zweiten Teil typisiert
werden. Der dritte Teil befasst sich mit dem
Verhältnis der Kabelweiterleitung zum Sen-
derecht. Der umfassende vierte Teil der Un-
tersuchung handelt von der Passivlegitima-
tion für die urheberrechtliche Vergütung bei
Kabelweiterleitung. Der abschließende fünf-
te Teil greift Fragen der Höhe etwaiger Ver-
gütungsansprüche auf.

II. Im Anschluss an die eingehende Darstel-
lung der Vertragspraxis zwischen den Kabel-
betreibern und den Sendeunternehmen
(S. 7–19) behandeln Gounalakis/Mand im
zweiten Teil ihrer Untersuchung (S. 21f.)
recht knapp eine wesentliche Weichenstel-
lung: Tritt der Kabelbetreiber im Verhältnis
zum Sendeunternehmen als „Nachfrager“
von Inhalten auf, so arbeitet er nach dem
„Vermarktungsmodell“: Der Kabelbetreiber
erwirbt die Programme, um sie selbst über
sein Kabelnetz zu verwerten. Der Kabelbe-
treiber kann aber auch die bloße Transport-
dienstleistung anbieten. Dieser Fall wird all-
gemein als „Transportmodell“ bezeichnet.
Die Untersuchung legt dar, dass die jeweili-
gen Vereinbarungen zwischen Kabel- und
Sendeunternehmen unterschiedlich ausge-
staltet sind. Die Einspeiseverträge für die
Satellitenprogramme orientieren sich am
„Transportmodell“, was insbesondere daran
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Konsequenz, dass sie keine Urheberrechts-
vergütung für die Kabelweitersendung zu
leisten haben. Auch die Kabelweitersendung
von Rundfunkprogrammen, die zeitgleich
terrestrisch ausgestrahlt werden, folgen
nach dem Kabelglobalvertrag dem Trans-
portmodell. Allein für die Weiterleitung aus-
ländischer Programme sei möglicherweise
eine andere Bewertung vorzunehmen.

V. Im abschließenden fünften Teil (S. 87–110)
behandeln Gounalakis/Mand die Frage der
Vergütungspflicht der Kabelunternehmen
unter der Voraussetzung, dass in der Kabel-
weitersendung eine urheberrechtliche Ver-
wertungshandlung zu sehen ist. Dies setzt
nach den vorstehenden Darlegungen freilich
voraus, dass die Kabelunternehmen in Zu-
kunft auf das „Vermarktungsmodell“ um-
schwenken. Im Hinblick auf die Rechte der
Urheber, der Künstler und der Filmherstel-
ler nach § 20 b Abs. 1 UrhG stellt sich ange-
sichts der beim Vermarktungsmodell nicht
zu bestreitenden Haftung sowohl der Sen-
deunternehmen als auch Kabelbetreiber al-
lein die Frage der jeweiligen Haftungsquote.
Diese bestimme sich insbesondere danach,
wer durch Werbe-, Sponsoring- und Werbe-
einnahmen aus der Weitersendung beson-
dere Vorteile ziehe. 

Besondere Probleme wirft das Leistungs-
schutzrecht des Sendeunternehmens aus
§ 87 Abs. 1 UrhG auf. Insoweit ist das Sen-
deunternehmen zugleich Leistungsschutz-
berechtigter und Werknutzer. Die Kabelbe-
treiber haben daher grundsätzlich eine Ver-
gütung zu entrichten. Allerdings hängt die
Frage, ob und in welchem Umfang eine an-
gemessene Vergütung geschuldet ist, wie-
derum sehr von den Einzelheiten der Ver-
tragsgestaltung und den gezogenen Vortei-
len aus der Weitersendung ab. Besondere Be-
deutung erlangt in diesem Zusammenhang
§ 87 a Abs. 4 UrhG. Die Bestimmung begrün-
det einen Kontrahierungszwang für Sende-
unternehmen und Kabelnetzbetreiber zu an-
gemessenen Bedingungen. Die Verpflich-
tung bezieht sich dabei nicht nur auf das
eigene Leistungsschutzrecht des Sendeun-
ternehmens, sondern auch auf die Sende-
rechte, die das Sendeunternehmen von den
Urhebern und Künstlern erworben hat. 

stützt durch die historische Auslegung des
§ 20 b UrhG und den in § 87 Abs. 4 UrhG nor-
mierten Kontrahierungszwang, der keinen
Sinn ergebe, wenn die technische Weiterlei-
tung nicht als urheberrechtlicher Nutzungs-
vorgang anzusehen sei. Das führt zu zwei
überraschenden, aber konsequenten Folge-
rungen: „Sendeunternehmen“ können so-
wohl als Erst- (Senderecht) als auch als
Zweitverwerter (Kabelweiterleitung) auf-
treten. Und der „Kabelunternehmer“ nach
§ 20 b Abs. 2 UrhG muss nicht mit dem „Ka-
belbetreiber“ identisch sein (S. 45).

Dieser Interpretation des § 20 b Abs. 2 UrhG
wird nicht jedermann folgen wollen. Das In-
teresse konzentriert sich daher auf die recht-
liche Beurteilung der vom Kabelunterneh-
men mit dem Sendeunternehmen getroffe-
nen Freistellungsvereinbarung, wonach das
Sendeunternehmen im Innenverhältnis die
nach § 20 b Abs. 2 UrhG geleisteten Zahlun-
gen dem Kabelunternehmen auszugleichen
hat. Hiergegen wurde geltend gemacht,
entsprechende Vereinbarungen verstießen
gegen die in § 20 b Abs. 2 UrhG zum Aus-
druck kommende Grundwertung. Gounala-
kis/Mand stellen mit eingehender Begrün-
dung ihre Auffassung dar, dass § 20 b Abs. 2
UrhG eine letzte Verantwortlichkeit der Ka-
belbetreiber gerade nicht zu entnehmen sei.
Sie stützen dies auf die Entstehungsge-
schichte, die Systematik und insbesondere
auf das Bewertungsmuster der Neuregelung
des § 32 Abs. 1 UrhG im Hinblick auf die an-
gemessene Vergütung. Insoweit werden so-
gar verfassungsrechtliche Bedenken gegen-
über § 20 b Abs. 2 UrhG vorgetragen.

Nach dieser rechtlichen Grundlegung wen-
det sich die Arbeit (S. 59ff.) der Vertrags-
praxis zwischen Kabelbetreibern und Sen-
deunternehmen im Hinblick auf die urhe-
berrechtliche Verantwortlichkeit zu. Eine
eingehende Analyse der entsprechenden
Verträge unter Berücksichtigung insbeson-
dere der Finanzierungspraxis führt Gounala-
kis/Mand zu dem Ergebnis, dass die Weiter-
sendung von analogen Satellitenprogram-
men über Kabel nach den geschlossenen
Einspeiseverträgen dem „Transportmodell“
folgt. Folglich veranstalten die Kabelbetrei-
ber keine eigenen Sendungen. Sie transpor-
tieren lediglich fremde Programme mit der

IV. Der umfassende vierte Teil (S. 35– 85) be-
handelt sehr eingehend die urheberrechtli-
che Verantwortlichkeit der Kabelnetzbetrei-
ber für die Kabelweitersendung, die eine
wichtige Weichenstellung für die Frage der
Vergütung darstellt. Nach den Ausführungen
im dritten Teil kann es sich dabei freilich nur
um die Kabelweitersendung von Rundfunk-
programmen außerhalb des Versorgungsbe-
reichs des Ursprungssendeunternehmens
handeln. Ausgangspunkt der urheberrecht-
lichen Werknutzung ist dabei nicht die Mit-
wirkung am technischen Prozess der Verbrei-
tung. Ausschlaggebend ist vielmehr, wer die
Senderechte inhaltlich verwertet, d. h., wer
den Verwertungsvorgang steuert und be-
herrscht. Maßgeblich ist damit die Initiative
zum Sendevorgang und dessen Kontrolle.
Dieser herrschenden Auffassung schließt
sich die Arbeit unter Hinweis auf § 20a Abs.3
UrhG an, wo für Satellitensendungen eben-
falls auf die Merkmale der Kontrolle und Ver-
antwortung des Sendeunternehmens abge-
stellt wird. Demzufolge ist der Kabelbetrei-
ber für die Übertragung urheberrechtlich
verantwortlich, wenn er es unternimmt, auf-
grund eigener Entscheidung in eigener Ver-
antwortung Kabelsendungen weiterzulei-
ten. Handelt er hingegen für ein Sendeunter-
nehmen, so erbringt er lediglich eine Trans-
portfunktion. Gegen diese grundlegende
Weichenstellung lassen sich aus dem Leis-
tungsschutzrecht des Sendeunternehmens
nach § 87 Abs. 1, 20 b Abs. 1 UrhG keine Ein-
wände ableiten (S. 38ff.).

Allerdings räumt § 20 b Abs. 2 UrhG dem Ur-
heber (und nach § 76 Abs. 3 UrhG auch dem
Künstler) einen besonderen Anspruch auf
angemessene Vergütung für die Kabelwei-
tersendung gegen das Kabelunternehmen
ein. Der Wortlaut des § 20 b Abs. 2 UrhG un-
terscheidet dabei ausdrücklich zwischen
dem Sendeunternehmen und dem Kabelun-
ternehmen. Aus dem besonderen Vergü-
tungsanspruch gegen Kabelunternehmen
könnte abgeleitet werden, dass auch die rein
technische Kabelweiterleitung als urheber-
rechtlicher Verwertungsvorgang zu qualifi-
zieren sei. Gounalakis/Mand widersprechen
dem. Im Wege einer – auch bei § 950 Abs. 1
BGB anerkannten – normativen Auslegung
sei darauf abzustellen, wer das ökonomische
Verwendungsrisiko trage. Dies werde ge-



hende Begründung hätte auch die Übertra-
gung des Bewertungsmusters des § 32 UrhG
auf das Verhältnis zwischen den Sendeunter-
nehmen und den Kabelbetreibern verdient.
Die Vorschrift geht von einem wirtschaftlich
und rechtlich „unterlegenen“ Individualur-
heber aus. Diese tatsächlichen Vorausset-
zungen sind im Verhältnis von Sendeunter-
nehmen zu Kabelbetreiber mit Sicherheit
nicht gegeben. 

Die Untersuchung von Gounalakis/Mand ist
allein schon deshalb verdienstvoll, weil sie
einer breiten Öffentlichkeit die Vertragsge-
staltung und die Marktlage im Hinblick auf
Kabelweiterleitung zugänglich macht. Die
rechtlichen Aussagen beruhen auf metho-
disch gesichertem Fundament. Die Argu-
mentationslinien sind durchweg gut be-
gründet, die Ergebnisse nicht selten durch
Hilfsüberlegungen abgesichert. Dass das
Werk auf einem Gutachten beruht, das von
einem Kabelunternehmen in Auftrag gege-
ben worden ist, nimmt der Arbeit nichts von
ihrem wissenschaftlichen Anspruch.

Prof. Dr. Christian Berger, Leipzig

Einen Vergütungsanspruch sieht § 87 Abs. 4
UrhG nach Auffassung von Gounalakis/
Mand nicht vor. Der Normzweck liege allein
in der Förderung der Programmverbreitung
über das Kabelnetz, nicht hingegen wolle die
Vorschrift eine Mindestvergütung der Sen-
deunternehmen sicherstellen. Die Autoren
verweisen in diesem Zusammenhang insbe-
sondere auf den in § 87 Abs. 4 UrhG normier-
ten beiderseitigen Kontrahierungszwang. Ei-
ne Individualschutzfunktion scheide damit
aus. Allenfalls in Ausnahmefällen könne sich
„als Rechtsreflex“ aus § 87 Abs. 4 UrhG ein
höherer Vergütungsanspruch ergeben. Das
Gesetz definiere die Voraussetzungen der
„angemessenen Bedingungen“ insoweit frei-
lich nicht. Diese werden vielmehr dem
Bewertungsrahmen des § 32 Abs. 1 Satz 2
UrhG entnommen. Maßgeblich ist danach
zunächst die übliche Vergütung, die freilich
einer „Redlichkeitsprüfung“ standhalten
muss. Die im Kabelglobalvertrag vereinbar-
te Zahlung von 4 % der Bruttoanschlussent-
gelte an die Rechteinhaber erweise sich da-
bei als grundsätzlich übliche und redliche
Vergütungspraxis. Allerdings sei die Vergü-
tungshöhe an geänderte Rahmenbedingun-
gen anzupassen. Gounalakis/Mand wenden
sich damit unter Auseinandersetzung mit
der insbesondere von Hoeren vertretenen Po-
sition gegen einen deutlich höheren Bezugs-
punkt. Freilich habe bei Abschluss des Kabel-
globalvertrags eine auch aus politischen
Gründen bestehende strukturelle Unterle-
genheit der deutschen Bundespost vorgele-
gen. Daher erscheine eine nicht unerhebli-
che Reduktion des Vergütungssatzes für die
Verbreitung der terrestrischen Programme
selbst bei Zugrundelegung ihres großen
Marktanteils angezeigt (S. 105). Dieses Er-
gebnis halte auch einer rechtsvergleichen-
den Betrachtung stand.

VI. Inhaltlich hätte man sich gewünscht, dass
die Unterscheidung zwischen dem „Trans-
portmodell“ und dem „Vermarktungsmo-
dell“ intensiver dargestellt und vor dem Hin-
tergrund der Verträge eingehender analy-
siert worden wäre, als dies auf knapp zwei
Seiten (S. 21f.) erfolgt. Immerhin handelt es
sich dabei um eine wichtige Weichenstel-
lung, die für die einzelnen Fragen der Ver-
gütung zu voneinander grundlegend abwei-
chenden Ergebnissen führt. Eine tiefer ge-
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